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Entwurf für ein neues Wohnungseigentumsgesetz

Die Regierung möchte Verwaltern 
mehr Befugnisse geben
Das Bundesjustizministerium hat den Entwurf für ein gründlich überarbeitetes Wohnungseigentumsgesetz 
vorgelegt. So sehen die Schwerpunkte des Reformentwurfs aus, der sich seit Mitte Februar in der Ressort­
abstimmung befindet. 

Thomas Meier der Präsident des Bun-
desfachverbandes der Immobilienver-
walter (BVI) fand auf dem Neujahrs-

empfang des Zentralen Immobilien Aus-
schuss (ZIA) große Worte. Nach seiner 
Einschätzung „stellt der vorgelegte Gesetz-
entwurf bisherige Grundsätze des WEG-
Rechts auf den Kopf“. Und auch der Ge-
schäftsführer des VDIV, Martin Kaßler, be-
grüßte den Reformentwurf mit den Worten: 
„Mehr Rechtssicherheit, mehr Verbraucher-
schutz und erleichterte Beschlussfassun-
gen beispielsweise bei baulichen Verände-
rungen und Sanierungsmaßnahmen waren 
längst überfällig.“
Unterdessen warnt der Verbraucherschutz-
verein „Wohnen im Eigentum“ (WiE) vor mehr 
Kompetenzen für den Verwalter, vor einer 
Aufwertung des Verwalters zu einer Art Ma-
nager der Wohnungseigentumsanlage. Auch 
der Verbraucherverband sieht einen großen 

Reformbedarf, spricht vom „Tanker WEG“, 
der wieder flottgemacht werden müsse. Die 
Reform müsse allerdings vor allem in eine 
Richtung zielen: mehr direkte Kontrolle und 
Sanktionsinstrumente für Eigentümer gegen-
über dem Verwalter. Nach einer ersten 
Einschätzung erklärte Gabriele Heinrich, Vor-
stand Wohnen im Eigentum: „Positiv bewer-
ten wir unter anderem, dass Vereinfachun-
gen bei der Verwaltung des Gemeinschafts
eigentums wichtige Baumaßnahmen erleich-
tern. Der Entwurf enthält aber auch sehr 
risikobehaftete Regelungen, die zulasten der 
Wohnungseigentümer und des Verbraucher-
schutzes gehen. Insbesondere die geplante 
Stärkung der Position des Verwalters wird 
von WiE äußerst kritisch gesehen.“
Haus & Grund-Präsident Kai Warnecke for-
derte weitergehende Änderungen: „Die 
Rechte der vermietenden Wohnungseigen-
tümer dürfen nicht durch Mieterrechte ein-

geschränkt werden. Hier ist der Vorschlag 
aus dem Ministerium noch nicht konse-
quent“, betonte Warnecke.
Mit dem nun vorgelegten Gesetzentwurf 
strebt die Bundesregierung erstmals nach 
zwölf Jahren eine umfassende Reform des 
Wohnungseigentumsrechts an. Dies ist  
aus Sicht der beiden Eigentümerverbände 
dringend geboten, um die über 800.000 
Wohnungseigentümergemeinschaften mit 
knapp neun Millionen Eigentumswohnun-
gen auf zukünftige Herausforderungen vor-
zubereiten. Mit Blick auf die WEG-Verwal-
tung betonen beide Verbände, dass die 
Rechte der Wohnungseigentümer an obers-
ter Stelle stehen müssten.
Werden also die Gewichte neu verteilt? Was 
steht im Reformentwurf des Bundesjustiz-
ministeriums? 

Ein entscheidungs-
freudiger Immobilien-
manager: Der Entwurf 
für ein neues WEG-
Gesetz will Verwaltern 
mehr Handlungsvoll-
macht geben.
FOTO: alfexe/stock.adobe.com

Bitte lesen Sie weiter auf Seite 20. 
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Fragen an BVI-Präsident Thomas Meier

„Auch ein besseres WEG muss gelebt werden“
Der Präsident des Bundesfachverbandes der Immobilienverwalter über mehr Befugnisse für Verwalter  
und das Misstrauen von Eigentümern gegen eine Gemeinschaft mit „Geschäftsführer“. 

Auf dem ZIA-Neujahrsempfang haben Sie 
erklärt, der Reformentwurf stelle bisherige 
Grundsätze des WEG auf den Kopf. Was 
sind die substanziellen Veränderungen?
Zukünftig sind Sanierungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen wesentlich einfacher 
umzusetzen, so sieht es jedenfalls der Ge-
setzentwurf vor. Das bezieht sich auf die 
E-Mobilität, den barrierefreien Aus- und Um-
bau und Maßnahmen des Einbruchschut-
zes. Der Beschlussweg für bauliche Ver
änderung soll generell vereinfacht werden. 
Das ist sicherlich sinnvoll. Ferner soll der 
Verwalter mehr Befugnisse bekommen. 
Das haben wir seit vielen Jahren gefordert. 
Die Entscheidungs- und Vertretungsbefug-
nis soll erweitert werden. Der Verwalter 
würde tatsächlich zu einem Organ der 
Eigentümergemeinschaft, ähnlich dem Ge-
schäftsführer einer GmbH mit unbeschränk-
ter Vertretungsmacht für die Gemeinschaft 
im Außenverhältnis. Das ist geschickt, weil 
damit die Handlungsfähigkeit der Gemein-
schaft, auch die des Verwalters, enorm ge-
stärkt wird. Das halte ich für sehr wichtig. 
Substanziell ist darüber hinaus, dass die 
Gemeinschaft eindeutig als Trägerin der 
Verwaltung definiert wird und die unpräzi-
sen Begriffe im aktuellen WEG beseitigt 
werden. Zukünftig gibt es nur noch die Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer, die 
selbst Trägerin von Rechten und Pflichten 
ist. Das ist eine gute Sache. 

Wohnen im Eigentum (WiE) sieht die Ver­
schiebung der Verwalterkompetenzen 
Richtung Geschäftsführung sehr kritisch. 
Was sagen Sie dazu?
Ganz ehrlich, wenn der Verwalter heute 
qualifiziert ist, dafür kämpfen wir ja auch, 
dann sehe ich überhaupt kein Problem. 

Zumal im Innenverhältnis der Eigentümer-
gemeinschaft – auch das sieht ja der Ge-
setzentwurf vor – die Vertretungsmacht 
eingeschränkt werden kann. Wenn die Or-
gane funktionieren, wenn die Eigentümer-
gemeinschaften funktionieren und der Ver-
walter professionell ist, habe ich da kei-
nerlei Bedenken. 

Stellt die geplante unbeschränkte Vertre­
tungsmacht des Verwalters ein erhöhtes 
Risiko für Eigentümer dar?
Das sehe ich nicht so, weil wie gesagt 
diese Vertretungsmacht im Innenverhält-
nis eingeschränkt werden kann. Der Ver-
walter ist daran gebunden und damit scha-
denersatzpflichtig, wenn er seine Kompe-
tenzen im Außenverhältnis überschreitet. 
Die Reform kann nur dann optimal umge-
setzt werden, wenn die handelnden Perso-
nen, also Eigentümer und Verwalter, pro-
fessionell mit dieser Thematik umgehen. 
Allein durch die Änderung des WEG wird 
die Verwaltung nicht besser. 

Verwalter sollen einmal im Jahr einen Ver­
mögensbericht erstellen. Was ist der Unter­
schied zu WEG-Abrechnung und Wirt­
schaftsplan und wie stehen Sie zu dieser 
neuen Aufgabe?
Der Wirtschaftsplan enthält ja nur die vor-
aussichtlichen Ausgaben und Einnahmen. 
Das wird dann durch die Jahresabrech-
nung abgelöst, wenn die Ist-Kosten fest-
stehen. Um dem Transparenzgrundsatz 
gerecht zu werden, müssen wir schon 
heute eine Vermögensübersicht liefern. 
Auch der BGH verlangt, Abrechnung und 
Vermögenssituation müssen transparent 
und nachvollziehbar sein. In der Praxis ist 
das häufig schwierig, weil das Einnahmen-
Ausgaben-Prinzip und das Thema Abgren-
zung die Transparenz erschweren. Wenn 
selbst Steuerberater Probleme mit der 
WEG-Abrechnung haben, kann man nach-
vollziehen, dass das allen anderen ebenso 
ergeht. Die Einführung einer Vermögens-
übersicht ist grundsätzlich gut. Aber das 
könnte man auch einfacher machen. Lass 
uns wie in jedem anderen Unternehmen 
eine Gewinn-und-Verlust-Rechnung auf-
stellen oder eine Einnahmen-Ausgaben-

Rechnung und eine vereinfachte Bilanz 
dazu. Damit könnte klar gezeigt werden, 
was da ist. 

Der neue §  29 besagt nicht mehr aus­
drücklich, dass Verwaltungsbeiräte Rech­
nungsbelege und Kostenvoranschläge prü­
fen sollen. Bedeutet das einen Kontrollver­
lust für die Eigentümer?
Nein, überhaupt nicht. Das ist bisher eine 
Kann-Vorschrift. Und ehrlich gesagt, das 
Thema Angebote beschäftigt uns perma-
nent. Wer definiert denn, wie viele Ange-
bote ausreichend sind und dann sollen die 
Angebote vergleichbar sein. Mir soll mal 
ein Richter definieren, was vergleichbar 
ist. Das funktioniert in der Praxis einfach 
nicht. Deswegen glaube ich, dass die Prü-
fung von Kostenvoranschlägen nicht zwin-
gend umgesetzt werden muss, weil das 
auch weit über das hinausgeht, was ein 
Beirat im Ehrenamt leisten kann. Unab-
hängig davon, kann jeder einzelne Eigentü-
mer diese Prüfung vornehmen. Wir wissen 
alle, die wir uns mit WEG beschäftigen, die 
meisten interessiert das Thema nicht so 
stark. Da kommt dann wieder der Ruf nach 
einem Eigentümerführerschein hoch. Be-
vor du eine Immobilie für einen sechs
stelligen Betrag kaufst, beschäftige dich 
bitte erst mal mit den Spielregeln des 
Wohnungseigentumsrechts. 
 
Es gibt offenbar Eigentümer mit einem 
ausgeprägten Misstrauen gegen Verwalter. 
Glauben Sie, dass ein reformiertes WEG 
hier Brücken bauen kann?
Das mag schon gelingen, weil die Reform 
das WEG wesentlich praxisnäher machen 
soll. Aber ich wiederhole: Das Ganze muss 
gelebt werden. Das gelingt nur mit qualifi-
zierten Marktteilnehmern. Das gilt für die 
Verwalter im Besonderen, aber auch für 
Eigentümer, die etwas sensibler mit den 
Themen Immobilie und Wohneigentum um-
gehen sollten. Das Gesetz allein wird uns 
nicht weiterbringen. Es muss gelebt und 
ausgestaltet werden. Und dazu bedarf es 
der Professionalität.

Danke, Herr Meier, für das Gespräch.

Das Interview führte Thomas Engelbrecht

BVI-Präsident Thomas 
Meier eröffnete 2015 
den 10. Deutschen 
Immobilienkongress. 
Damals noch in 
Kooperation mit dem 
BFW. Inzwischen 
gehen beide Verbände 
getrennte Wege. 

FO
TO

:  
B

V
I



Wohnungswirtschaft  ❙  Reform Wohnungseigentumsgesetz

20 IVV  immobilien vermieten & verwalten  3/2020 

Mehr Kompetenz für Verwalter –  
den Rahmen stecken die Eigentümer ab

Die originären Verwalterkompetenzen sol-
len dadurch gestärkt werden, dass Maß-
nahmen gewöhnlicher Verwaltung sowie Eil-
maßnahmen auch ohne eine Beschlussfas-
sung der Eigentümer unmittelbar durchge-
setzt werden können. Im neuen §  27 heißt 
es dazu: „Der Verwalter ist gegenüber der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
berechtigt und verpflichtet, alle Maßnah-
men zu treffen, die die gewöhnliche Ver
waltung des gemeinschaftlichen Eigentums 
mit sich bringt.“ Einschränkend formuliert 
Abs.  2: „Die Wohnungseigentümer können 
die Rechte und Pflichten durch Beschluss 
einschränken oder erweitern.“

Unbeschränkte Vertretungsmacht für den 
Verwalter – Stärkung im Rechtsverkehr

Zukünftig soll der Verwalter die Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten können. 
Seine Vertretungsmacht soll unbeschränkt 
sein und durch Vereinbarung oder Beschluss 
nicht beschränkt werden können. Wer mit 
einem Verwalter einen Vertrag schließt, 
muss nicht mehr befürchten, dass dessen 
Vertretungsmacht für den Abschluss des 
Vertrags nicht ausreicht. Dies diene zugleich 
dem Interesse der Wohnungseigentümer, 
über die rechtsfähige Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer effizient am Rechts-
verkehr teilnehmen zu können.
Eine Vertretung der einzelnen Wohnungs
eigentümer durch den Verwalter (jetziger 
§  27 Abs.  2) sieht der Entwurf nicht mehr vor.

Erweiterte Rechte für Eigentümer –  
durch Berichtspflicht des Verwalters

Das Recht der Eigentümer auf Einsicht-
nahme in die Verwaltungsunterlagen wird 
im Gesetz festgeschrieben. Neu: Der Ver-
walter hat einmal jährlich einen Vermögens-
bericht zu erstellen, der über die wirtschaft-
liche Lage der Gemeinschaft Auskunft gibt.
Eine Gemeinschaft soll sich leichter von 
ihrem Verwalter trennen können, wenn das 
Vertrauen verloren gegangen ist. Es soll da-
bei nicht mehr auf einen „wichtigen Grund“ 
ankommen. Beschränkungen der Bestel-
lung oder Abberufung des Verwalters sollen 
nicht mehr zulässig sein.

Förderung von Elektroautos,  
Barrierefreiheit und Einbruchschutz – 
durch individuellen Rechtsanspruch

Jeder Wohnungseigentümer kann auf eigene 
Kosten eine Elektroladesäule einbauen, die 

Wohnung barrierefrei umbauen oder Ein-
bruchschutz installieren lassen. Er braucht 
dazu keinen Beschluss der Eigentümer
gemeinschaft. Auch Mietern in Eigentums-
wohnungen soll dieser Anspruch zustehen.

Bauliche Veränderungen herbeiführen – 
durch einfache Mehrheiten

Die Beschlussfassung über bauliche Verän-
derungen der Wohnanlage soll vereinfacht 
werden, insbesondere für Maßnahmen, die 
zu dauerhaften Kosteneinsparungen führen 
oder die Wohnanlage in einen zeitgemäßen 
Zustand versetzen. Bauliche Maßnahmen 
sollen grundsätzlich mit einfacher Stimmen-
mehrheit beschlossen werden können. Die 
überstimmte Minderheit soll mit einer diffe-
renzierten Regelung zur Kostentragung vor 
unangemessenen Belastungen geschützt 
werden.

Aufwertung der Eigentümerversammlung – 
keine Hürden für Beschlussfähigkeit

Die Eigentümerversammlung ist der zen
trale Ort der Entscheidungsfindung. Sie 
wird aufgewertet, indem die Ladungsfrist 
von zwei auf vier Wochen verlängert wird. 
Außerdem: Der Referentenentwurf sieht 
vor, das Beschlussfähigkeitsquorum aufzu-
heben, sodass Versammlungen unabhän-
gig von der Zahl der vertretenen Miteigen-
tumsanteile beschlussfähig sind. Im neu 
gefassten § 25 heißt es jetzt ganz simpel: 
„Bei der Beschlussfassung entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen.“ 
Im Zuge der Digitalisierung soll es zukünftig 
gestattet sein, dass einzelne Eigentümer 
online an einer Präsenzversammlung teil-
nehmen. Das alte WEG-Gesetz kennt nur 
die physische Zusammenkunft. Auch die 
elektronische Beschlussfassung im Um-
laufverfahren soll gestattet werden.

Stärkung des Verwaltungsbeirates – 
Größe des Beirates frei wählbar

Die Tätigkeit im Verwaltungsbeirat soll at-
traktiver werden, indem die Haftung der 
Mitglieder des Verwaltungsbeirats auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt 
wird. Zudem sieht der Entwurf eine Flexi
bilisierung dahingehend vor, dass die Woh-
nungseigentümer die Größe des Verwal-
tungsbeirats nach den Bedürfnissen ihrer 
Gemeinschaft festlegen können. Bislang 
schreibt das Gesetz in jeden Fall einen Vor-
sitzenden und zwei weitere Eigentümer als 
Beisitzer vor. 

Mehr Effizienz in der Verwaltung – 
weniger Streit vor Gericht

Um die Verwaltung des Gemeinschafts
eigentums effizienter zu gestalten, soll die 
bisher unklare Rolle der rechtsfähigen Ge-
meinschaft (= Verband) klarer konzipiert 
und ihre Teilnahme am Rechtsverkehr ver-
einfacht werden.
Mit einer klareren Fassung der Vorschriften 
zu Wirtschaftsplan und Jahresabrechnung, 
baulichen Veränderungen und zur Entste-
hung der rechtsfähigen Gemeinschaft soll 
das Streitpotenzial in Eigentümergemein-
schaften reduziert werden. Ergänzend 
hierzu soll eine Änderung der gerichtlichen 
Verfahrensvorschriften eine effiziente 
Streitbeilegung fördern. So sind künftig bei-
spielsweise Beschlussanfechtungsklagen 
gegen die Gemeinschaft zu richten, statt 
alle Wohnungseigentümer zu verklagen.

Angleichung von Wohnungseigentums- 
und Mietrecht 

Der Referentenentwurf sieht aufeinander ab-
gestimmte Regelungen zur Förderung der 
Elektromobilität, des Gebrauchs durch Men-
schen mit Behinderung und zum Einbruch-
schutz und eine Duldungspflicht des Mieters 
bei Baumaßnahmen vor. Zur Harmonisierung 
der Betriebskostenabrechnung lautet der 
Entwurf eines geänderten §  556a Abs.  3: 
„Ist Wohnungseigentum vermietet und ha-
ben die Vertragsparteien nichts anderes ver-
einbart, sind die Betriebskosten nach dem 
für die Verteilung zwischen den Wohnungsei-
gentümern geltenden Maßstab umzulegen.“

Welche Knackpunkte gibt es? –  
Position des VDIV

In einer schriftlichen Stellungnahme an die 
IVV-Redaktion urteilt Martin Kaßler, Ge-
schäftsführer des Verbandes der Immo
bilienverwalter Deutschland (VDIV): „Der 
Referentenentwurf bringt für Immobilienver-

VDIV-Geschäftsführer Martin Kaßler: „Erwei-
terte Befugnisse für den Verwalter erfordern 
die Einführung eines Sachkundenachweises.“
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waltungen einige Erleichterungen mit sich – 
aber auch neue Herausforderungen.“ Er-
schwerend auf die Verwalterpraxis auswir-
ken dürfte sich, so seine Einschätzung, die 
vorgesehene Verlängerung der Einberu-
fungsfrist zur Eigentümerversammlung von 
zwei auf vier Wochen sowie das 100-pro-
zentige Beschlussquorum bei Umlaufbe-
schlüssen. Eine zusätzliche Herausforde-
rung für den Verwalter bringe die Pflicht, 
jährlich einen Vermögensbericht zu formu-
lieren. Martin Kaßler weist auch darauf hin, 
dass es der Reformentwurf Wohnungs
eigentümern zukünftig einfacher machen 
wolle, sich von einer Verwaltung zu trennen, 
wenn man mit der Leistung unzufrieden ist. 
„Es soll nicht mehr erforderlich sein, für 
das Abberufungsrecht auf das Vorliegen 
eines wichtigen Grunds abzustellen.“
Angesichts der geplanten erweiterten Ver-
tretungsbefugnisse für Verwalter kritisiert 
der VDIV, dass der Gesetzgeber darauf ver-
zichtet, Zugangsvoraussetzungen für die 
Ausübung des Berufs zu schaffen. Der Be-
rufsverband fordert von der Politik schon 
lange die Einführung eines Sachkundenach-
weises für Immobilienverwalter. Der VDIV 
werde im Gesetzgebungsverfahren darauf 

hinwirken, dass ein Sachkundenachweis 
Eingang in die WEG-Reform findet, so Mar-
tin Kaßler gegenüber der IVV. 

Verbraucherschutzverband Wohnen im 
Eigentum

Auf Anfrage der Redaktion verwies Wohnen 
im Eigentum (WiE) auf das Positionspapier 
„Dienstleister oder Geschäftsführer“, das 
bereits im Juni letzten Jahres als Reaktion 
auf den Bericht der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe veröffentlicht wurde. Die grundsätz-
liche Position des Verbraucherschutzver-
bandes Wohnen im Eigentum lautet, die 
Vereinfachung der WEG-Verwaltung müsse 
ohne Stärkung der Verwalter möglich sein. 
WiE stellt sich dem Ziel der Reform entge-
gen, die Kompetenzen des Verwalters in 
Richtung von Geschäftsführern zu erwei-
tern. Damit würden die Entscheidungs-
rechte der Eigentümer beschnitten und ihre 
Risiken deutlich erhöht. Doch die Kritik von 
WiE ist noch fundamentaler. Der Eigen
tümerverband sieht ein Verfassungsrecht 
angegriffen. Das Selbstbestimmungs- und 
Selbstorganisationrecht der Wohnungs
eigentümer würde beschnitten und man 

„kratze“ an der Eigentumsgarantie, nach 
der Wohnungseigentum „echtes Eigentum“ 
sei. Nach dem jetzigen Recht liege die Ver-
waltung des Gemeinschaftseigentums 
grundsätzlich in den Händen der Wohnungs-
eigentümer. Diese hätten die Kernkompe-
tenz zur Verwaltung des Gemeinschafts
eigentums, also das alleinige Recht, sich 
selbst zu verwalten und zu organisieren. Es 
steht für den WiE außer Frage, dass die Zu-
ständigkeiten des Verwalters im Innen
verhältnis und die Vertretungsrechte nach 
außen konkretisiert werden müssten, um 
die Verwaltung effizienter zu machen. Eine 
Konkretisierung dürfe aber keinesfalls zum 
Einfallstor für eine Generalklausel werden, 
die den Verwaltern ein weitergehendes Han-
deln ohne Beschluss ermöglicht.

Wie geht es weiter mit der Reform?

Das Bundesjustizministerium hat den be
teiligten Ministerien und den Interessen
verbänden eine Frist bis Mitte Februar für 
Stellungnahmen gesetzt. Argumente und 
Bedenken finden Eingang in die weitere Be-
ratung des neuen Gesetzes. 

Thomas Engelbrecht
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